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Q)U begrüßt Kabinettsumbildung: 

Eine gute Grundlage für 
einen neuen Aufbruch 
r *"rPfl"chtverlängerung, Quellensteuer, Förde- 
u   8 Un,weltfreundlicher Autos und Agrarpreisver- 
T?ndlungen und EG. Das sind die wesentlichen 

"emen zu denen der CDU-Bundesvorstand auf 
/|fi

eJ zweitägigen Klausurtagung in Königswinter 
fii?      ' 4' 1989> Empfehlungen an die Bundesre- 
bes hig Und die CDU/CSU-Bundestagsfraktion 

Ad Glossen hat. Vor der Presse im Bonner Konrad- 
Füh   Uer"Haus erklärte der Bundeskanzler, die 
2e. r"n8smitglieder der Union hätten weit mehr als 
fr 

n Stunden „sehr offen und ausgesprochen 
den      chaft,ich" diskutiert. Alle Landesvorsitzen- 
a    

Und die Vorsitzenden der Vereinigungen waren 
die p  nd" Heiner Geißler erläuterte anschließend 
fol   ntschl>eßung der CDU-Führungsgremien, die 

'Senden Wortlaut hat:     (Fortsetzung auf Seite 2) 

Briefwahl - leicht gemacht 
Vber 50 Prozent aller Briefwähler haben bei 
en vergangenen Europawahlen der CDU ihre 

B .mme gegeben. Auch diesmal gilt deshalb: 
d/1 r ^stimmen sind eine große Chance für 

e CDU. Um den Parteifreunden die Arbeit 
u erleichtern, hält die Bundesgeschäftsstelle 

Briefwahlprospekte 
ereit, die angefordert werden können. Nähe- 
es im Innern dieser Ausgabe. 
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Die CDU Deutschlands begrüßt die von 
Bundeskanzler Helmut Kohl in der letz- 
ten Woche angekündigte Umbildung des 
Bundeskabinetts und die für den 27. 
April vorgesehene Regierungserklärung 
zu den Perspektiven deutscher Politik in 
den 90er Jahren. Diese Entscheidungen 
sind eine gute Grundlage für einen neuen 
Aufbruch, um verlorengegangenes Ver- 
trauen zurückzugewinnen und neue 
Zuversicht zu begründen. Die CDU wird 
durch geschlossenes und entschlossenes 
Handeln in ihrer Verantwortung als 
größte Regierungspartei und Volkspartei 
der Mitte auch in Zukunft gerecht wer- 
den. 

Die Politik der Koalition der Mitte hat 
dazu geführt, daß es den Bürgern in der   . 
Bundesrepublik Deutschland heute bes- 
ser geht als vor dem Regierungswechsel 
im Oktober 1982. Mit den grundlegenden 
Reformen dieser Legislaturperiode wur- 
den der von der SPD hinterlassene Pro- 
blemstau überwunden und die Vorausset- 
zung für die Sicherung der Zukunft 
geschaffen. Diese Politik muß im Inter- 
esse unseres Landes auch in Zukunft fort- 
gesetzt werden. Radikale und SPD wür- 
den das bisher Erreichte und die Zukunft 
der Bundesrepublik Deutschland aufs 
Spiel setzen. 
Die Regierungsumbildung ist eine gute 
Gelegenheit, Bilanz zu ziehen und — wo 
nötig — auch Korrekturen vorzunehmen. 
Der Bundesvorstand der CDU empfiehlt 
der Bundesregierung und der Bundes- 
tagsfraktion von CDU und CSU deshalb 
• die beschlossene Verlängerung des 
Wehrdienstes auf achtzehn Monate ange- 
sichts neuer Zahlen auszusetzen, insoweit 
dadurch die von der Bundesrepublik 
Deutschland gegenüber dem westlichen 
Bündnis eingegangene Verpflichtung 
nicht gefährdet wird; 
• unter Berücksichtigung der Harmoni- 
sierung in der EG Wege zu suchen, um 

bei der kleinen Kapitalertragsteuer (sog- 
Quellensteuer) für die Bürger insbeson- 
dere mit kleinen und mittleren Einkom- 
men eine Entlastung herbeizuführen; 
• Ungerechtigkeiten bei der Durchfüh- 
rung des Fremdrentengesetzes und ande- 
rer Leistungsgesetze abzustellen, denn 
diejenigen, die ihre Rentenbeiträge seit 
Jahren hier gezahlt haben, dürfen nicht 
schlechter gestellt werden als beispiels- 
weise Aus- und Übersiedler. 

Das umweltfreundliche Auto 
soll gefördert werden 

Schutz und Erhaltung der natürlichen 
Lebensgrundlagen sind für die CDU e» 
vorrangige Aufgabe. Deshalb fordert p 
CDU-Bundesvorstand die Bundesregie- 
rung und die CDU/CSU-Bundestags- 
fraktion auf, 
• zum 1. 10. 1991 den geregelten Drei- 
Wege-Katalysator bei Neuzulassungen 
nach Möglichkeit in der gesamten Eur 
päischen Gemeinschaft, auf jeden Fa" 
aber in der Bundesrepublik Deutschen 
verpflichtend einzuführen; 
• die steuerliche Förderung des Drei- 
Wege-Katalysators für Kraftfahrzeuge 
unter 1,4 Liter Hubraum der Regelung 
für Fahrzeuge über 2,0 Liter Hubraum 
gleichzustellen. 
• Die Nachrüstung von Altfahrzeugen 
mit Katalysatoren muß weiter gefördert 
werden und zwar durch einen einmalig 
Förderungsbetrag, der die bisherige 
mehrstufige Förderung zusammenfaßt- 
• Die KFZ-Steuer soll künftig bei allen 
Fahrzeugen nicht am Hubraum, sonder 
am Schadstoffausstoß orientiert sein. 
• Bei Diesel-PKW sollen bei Neuzulas- 
sungen die amerikanischen Grenzwert 
verpflichtend werden. 
• Für das umweltfreundliche Auto mit 
Drei-Wege-Katalysator soll eine umfas- 
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sende Informationsaktion der Bundesre- 
Sierung durchgeführt werden. 
Weltweiter Umweltpartnerschaft bedarf 
es beim Schutz und der Erhaltung der tro- 
P'schen Regenwälder, denn die sind für 
aas Weltklima unersetzbar. Der CDU- 
"undesvorstand fordert die Bundesregie- 
^ng auf, die von Bundeskanzler Helmut 

£°nl auf dem Weltwirtschaftsgipfel in 
°ronto eingeleitete Politik „Schulden- 

erlaß für Natur" auf dem EG-Gipfel in 
Madrid und dem Weltwirtschaftsgipfel in 
rans fortzusetzen. 
J?le Bundesrepublik Deutschland darf 
b 

re Zustimmung zu Krediten der Welt- 
an* und des internationalen Währungs- 

us nur geben, wenn eine umfassende 
fü^

Weltverträglichkeitsprüfung durchge- 
he wird und die jeweiligen Projekte in 

^euntnis aller Umweltwirkungen verant- 
d 0rtet werden können. Dies gilt auch für 
g e Zustimmung zum Weltbankkredit an 

Keine weiteren Senkungen im 
^arbereich  

B
er Bundesvorstand der CDU fordert die 
undesregierung auf, bei den laufenden 
Srarpreisverhandlungen in der Europäi- 

zu K" 
Gememscnaft entschieden darauf 

bestehen, daß es über die vom Euro- 
päischen Rat unter Vorsitz von Bundes- 
*anzler Kohl 1988 in Brüssel beschlosse- 

n Stabilisatorenregelung hinaus keine 
eiteren Preissenkungen im Agrarbereich 

IG iPie CDU lehnt den Vorschlag der 
,    "Kommission zu weiteren Preissen- 
kungen entschieden ab. 
j Je deutschen Landwirte haben in den 

zten Jahren durch Flächenstillegungen 
nen wichtigen Beitrag zum Abbau der 
Urproduktion geleistet. Deshalb sind 

^nen zusätzliche Opfer nicht zuzumuten, 
utgabe der EG-Kommission ist es, die 
onsequente Anwendung der im Februar 

1988 beschlossenen marktentlastenden 
Maßnahmen in allen EG-Staaten durch- 
zusetzen. 
Anlaß zur Sorge gibt auch die Lage an 
unseren Hochschulen. Der Bundesvor- 
stand der CDU fordert die dafür zustän- 
digen Landesregierungen auf, den 
berechtigten Forderungen der Studenten 
nach einer Verbesserung der Wohn- und 
Studiensituation durch geeignete Maß- 
nahmen Rechnung zu tragen und so das 
Sonderprogramm des Bundes zu ergän- 
zen. 

Wer Republikaner wählt, ebnet 
rot-grünen Koalitionen den Weg 
Die CDU ist die Partei, die seit ihrer 
Gründung den politischen Radikalismus 
von rechts und links bekämpft. Deshalb 
lehnt die CDU Koalitionen mit den soge- 
nannten Republikanern und den Grünen 
ab. 
Die SPD wird ihrer Verantwortung nicht 
gerecht, weil sie zu dieser klaren Absage 
an radikale Gruppierungen nicht fähig ist 
und mit den Grünen koaliert. Die letzten 
Wahlen haben gezeigt: Jeder, der die 
sogenannten Republikaner wählt, muß wis- 
sen, daß er dadurch einer rot-grünen 
Koalition den Weg ebnet, die eine andere 
Republik zum Ziel hat. 
Deutschlands Zukunft heißt Europa. 
Bundeskanzler Helmut Kohl hat die 
Europäische Einigung entscheidend vor- 
angebracht. Die CDU ist die deutsche 
Europapartei und wird deshalb im Euro- 
pawahlkampf entschieden dafür eintre- 
ten, daß im deutschen Interesse der Euro- 
päische Binnenmarkt bis 1992 verwirk- 
licht wird. Unser Ziel bleibt die Politische 
Union und eine europäische Friedensord- 
nung, die offen ist auch für die Völker 
Mittel- und Osteuropas und in der das 
deutsche Volk in freier Selbstbestimmung 
die Einheit und Freiheit Deutschlands 
vollenden kann. 
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Eine besonders umfassende 
Kabinettsumbildung 
Zur Kabinettsreform gab Bundeskanz- 
ler Helmut Kohl vor der Bundespresse- 
konferenz in Bonn am 13. April 1989 
folgende Erklärung ab: 

Ich habe vor Ostern eine Umbildung des 
Bundeskabinetts angekündigt. Hierfür ist 
jetzt der richtige Zeitpunkt, denn die gro- 
ßen Reformvorhaben dieser Legislaturpe- 
riode sind entweder abgeschlossen — die 
Steuerreform und die Gesundheitsreform 
— oder aber — wie Rentenreform und 
Postreform — soweit vorangetrieben, daß 
man sagen kann: Das von mir in der 
Regierungserklärung vom 18. März 1987 
angekündigte Regierungsprogramm ist 
im wesentlichen bewältigt. 
Dies wird nicht zuletzt bewiesen durch 
die ausgezeichnete Gesamtlage im Innern 
und im Bereich der Außenpolitik. Nun- 
mehr kommt es darauf an, zusammen mit 
dem Ausblick auf die bis zum Ende der 
Legislaturperiode noch anstehenden 
Arbeiten vor allem auch längerfristige 
Perspektiven für die Zukunft aufzuzei- 
gen. 
Dies werde ich in einer Regierungserklä- 
rung am 27. April tun. 

Ich gebe Ihnen jetzt meine personellen 
Entscheidungen bekannt. Es handelt sich 
um eine besonders umfassende Kabi- 
nettsumbildung. 
Für die weitere Arbeit der Koalition und 
der Bundesregierung ist es sehr wichtig, 
daß der CSU-Vorsitzende Theo Waigel in 
das Bundeskabinett eintritt — und zwar 
in ein Ressort von herausragender Bedeu- 
tung. Ich habe ihm deshalb angeboten, 
das Amt des Bundesministers der Finan- 
zen zu übernehmen. Theo Waigel hat das 
Angebot angenommen. Ich bin über- 

zeugt, daß er dieses Amt in einer ausge- 
zeichneten Weise wahrnehmen wird. 

Dank an Gerhard Stoltenberg 
und Rupert Scholz 
Ebenso wichtig ist, daß Gerhard Stolten- 
berg an herausgehobener Stelle Mitgl«ed 

der Bundesregierung bleibt. Gerhard 
Stoltenberg hat bei der Sanierung der 
Staatsfinanzen und bei der Durchsetzung 
der großen Steuerreform vorzügliche 
Arbeit geleistet. Dafür danke ich ihm- 
Jetzt soll er eine neue schwierige Aufga" 
übernehmen, das Amt des Bundesmini- 
sters der Verteidigung. Sie alle wissen, 
daß unsere Bundeswehr im Augenblick 
mit großen Problemen zu tun hat, vor 
allem was das öffentliche Bewußtsein fl» 
die Notwendigkeit einer gesicherten Ver- 
teidigungsfähigkeit betrifft. Gerade hier 
wird jetzt eine wichtige Herausforderung 
für Gerhard Stoltenberg liegen. 
Professor Rupert Scholz danke ich für <*,e 

Arbeit, die er geleistet hat. Er hat das oft 
undankbare Amt des Bundesverteidi- 
gungsministers in einer sehr schwierigen 
Phase auf meine Bitte übernommen und 
ist dort mit vielen Problemen konfrontier 
worden, für die er nicht verantwortlich 
gemacht werden kann. Das Engagement» 
mit dem er seine großen Gaben und sein 
ganze Arbeitskraft in den Dienst unserer 
Bundeswehr und ihrer Soldaten gestellt 
hat, verdient allseits Anerkennung. 
Neuer Bundesminister des Innern wird 
Bundesminister Wolfgang Schäuble. E>aß 

er für dieses Amt bestens geeignet ist, 
steht außer Zweifel. Ich habe seine gro- 
ßen Fähigkeiten bereits in der Zeit engef 

Zusammenarbeit in der CDU/CSU-Bun- 
destagsfraktion schätzengelernt. In den 
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etzten viereinhalb Jahren war er ein 
tes

Ze'lenter Chef des Bundeskanzleram- 
UnH     1St zu8'e'cn einer meiner engsten 

Wertvollsten persönlichen Berater. 

Rudolf Seiters neuer Chef im 
Bundeskanzleramt 

achfolger von Wolfgang Schäuble als 
net dec RunJ„„i,„ l i__ __.•   j  j  

bish 
des Bundeskanzleramtes wird der 

enge Parlamentarische Geschäftsfüh- 
R||d

der cDU/CSU-Bundestagsfraktion 
°li Seiters. Er war schon bisher eine 

m
e
e
r wichtigsten Stützen für die Zusam- 

Se- arbeit in der Regierungskoalition, 
p ,ne besonderen Begabungen, seine 
kraf1SC     Erfahrung, seine Integrations- 
p      werden sicn aucn in der neuen 
D nktl°n bewähren. 
prjbisherige Bundesminister des Innern 
se:f  

r     Zimmermann, der dieses Amt 
Und

nunrnehr sechseinhalb Jahren ausübt 
Geh-an dessen Pionierleistung auf dem 
ljtj, 

,et einer fortschrittlichen Umweltpo- 
mö v,Ch h'er nocn einmal erinnern 
keh      • Wird das Amt des Bundesver- 
\y rsJninisters übernehmen. Jürgen 
Win" u Wird wieder Bundesminister für 

nschaftliche Zusammenarbeit. 

desR1 Wechsel Sibt es auch an der Spitze 
nu 

Bundesministeriums für Raumord- 
Sch8'-Bauwesen und Stadtebau. Oscar ""eider hat djeses Ressort mh dem 

übgierungswechsel im Oktober 1982 
v0 

rnommen. Mit seinem Namen bleibt 
ehe die Schaffung des Baugesetzbu- 
j^a.S Vejbunden. Auf seinen wertvollen 
mö 'n kulturellen Angelegenheiten 
ünd   k 1Ch aUCn künftig nicht verzichten, 
2    ich werde ihn daher bitten, in enger 
der 

ammenarbeit mit bei der Betreuung 
Un(j

8^oßen Museumsprojekte in Bonn 
Berlin weiterhin mitzuwirken. 

^e dritte Frau im Kabinett 
öundine Nachfo'gerin wird die CSU- 

naestagsabgeordnete Gerda Hassel- 

feldt in das Bundeskabinett eintreten. 
Damit werden erstmals in der Geschichte 
der Bundesrepublik Deutschland drei 
Ministerinnen dem Bundeskabinett ange- 
hören. Mit Frau Hasselfeldt übernimmt 
eine Vertreterin der jüngeren Generation 
dieses wichtige Amt. Als Diplom-Volks- 
wirtin und Mutter von zwei Kindern weiß 
sie um die besonderen Anliegen von jun- 
gen Familien in der Wohnungsversor- 
gung. 
Auch in der Leitung des Presse- und 
Informationsamtes der Bundesregierung 
ist ein Wechsel vorgesehen. Friedhelm 
Ost hat nunmehr fast vier Jahre lang an 
der Spitze dieses Amtes gestanden und 
mußte seine Aufgaben in einer politisch 
sehr schwierigen Zeit erfüllen. Ich danke 
ihm für seinen Einsatz, seine Loyalität 
und für die menschliche Verbundenheit, 
die unsere gemeinsame Arbeit ausge- 
zeichnet hat. Friedhelm Ost wird mir als 
Berater, insbesondere auf dem Gebiet der 
Wirtschaftspolitik, auch weiterhin zur 
Verfügung stehen. 
An seiner Stelle wird Hans Klein als Bun- 
desminister für besondere Aufgaben die 
Leitung des Presse- und Informationsam- 
tes der Bundesregierung und die Aufga- 
ben des Regierungssprechers überneh- 
men. Ich brauche Ihnen Hans Klein 
Ihren langjährigen früheren Kollegen 
nicht vorzustellen. Die meisten von Ihnen 
kennen ihn seit vielen Jahren. Ich freue 
mich auf die Zusammenarbeit mit ihm. 

Veränderungen 
bei den Staatssekretären 
Auch auf der Ebene der Parlamentari- 
schen Staatssekretäre wird es Verände- 
rungen geben: Manfred Carstens wird 
Parlamentarischer Staatssekretär beim 
Bundesminister der Finanzen. Er tritt 
dort an die Stelle von Hansjörg Häfele. 
Beim Bundesminister für Arbeit und 
Sozialordnung wird der CSU-Bundes- 
tagsabgeordnete Horst Seehofer Paria- 
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mentarischer Staatssekretär an Stelle von 
Stefan Hopfinger. Norbert Lammert löst 
beim Bundesminister für Bildung und 
Wissenschaft Irmgard Karwatzki ab. Beim 
Bundesminister für wirtschaftliche 
Zusammenarbeit wird Hans-Peter Repnik 
das Amt des Parlamentarischen Staatsse- 
kretärs von Volkmar Köhler übernehmen. 

Den ausscheidenden Parlamentarischen 
Staatssekretären danke ich für die Arbeit, 
die sie in der Bundesregierung geleistet 
haben. 

Das neue Kabinett 
Bundeskanzler Helmut Kohl (CDU) 
Auswärtiges Amt 

Hans-Dietrich Genscher (FDP)' 
Inneres Wolfgang Schäuble (CDU) 
Justiz Hans Engelhard (FDP) 
Finanzen Theo Waigel (CSU) 
Wirtschaft Helmut Haussmann (FDP) 
Ernährung, Landwirtschaft und Forsten 

Ignaz Kiechle (CSU) 
Innerdeutsche Beziehungen 

Dorothee Wilms (CDU) 
Arbeit und Sozialordnung 

Norbert Blüm (CDU) 
Verteidigung Gerhard Stoltenberg (CDU) 
Jugend, Familie Frauen und Gesundheit 

Ursula Lehr (CDU) 
Verkehr, Umwelt 

Friedrich Zimmermann (CSU) 
Naturschutz und Reaktorsicherheit 

Klaus Töpfer (CDU) 
Post- und Fernmeldewesen 

Christian Schwarz-Schilling (CDU) 
Raumordnung, Bauwesen und Städtebau 

Gerda Hasselfeldt (CSU) 
Forschung und Technologie 

Heinz Riesenhuber (CDU) 
Bildung und Wissenschaft 

Jürgen Möllemann (FDP) 
Wirtschaftliche Zusammenarbeit 

Jürgen Warnke (CSU) 
Kanzleramtsminister   Rudolf Seiters (CDU) 
Sprecher der Bundesregierung und Bundes- 
minister für besondere Aufgaben 

Hans Klein (CSU) 

Klarstellung 
Über die vom Berliner Bürgermeister 
Momper (SPD) angeregte Vermittler- 
tätigkeit der Bundestagspräsidentin 
sind in der Presse mißverständliche 
Interpretationen erschienen. Zur K|a 

Stellung veröffentlichen wir deshalb 
die Pressemitteilung, die die Bundes- 
tagspräsidentin am 30. März 19891* 
Bonn herausgegeben hat. Sie hat fol- 
genden Wortlaut: 

Bundestagspräsidentin Rita Süssmuth »s 

während eines Kurzurlaubs im Auslan 
über die Bitte des Regierenden Burßer',er 
meisters von Berlin und Vorsitzenden 
Ministerpräsidentenkonferenz der Län- 
der, Walter Momper, unterrichtet wor- 
den, als Vermittlerin zwischen den ^ü^" 
desländern einerseits und den Strafget 

genen aus der terroristischen Szene an 
rerseits tätig zu werden. 
Grundsätzlich steht die Bundestagspräs1' 
dentin von ihrem Amt und ihrer Perso 
her für vermittelnde Aufgaben äußern* 
des Parlaments zur Verfügung. 
In der konkreten Situation sind jedoch 
die Justizminister der Länder und deS 

Bundes verantwortlich und nehmen m 
Verantwortung wahr. Von ihnen muß1 

ein Vermittlungsauftrag ergehen. Ein s 
eher Auftrag liegt bislang nicht vor. 

CDU und CSU für 
Richard von Weizsäcker 
Die Unionsparteien CDU und CSU ^o 
len gemeinsam Bundespräsident Ricn 

von Weizsäcker zur Wiederwahl am 
23. Mai 1989 vorschlagen. Das hat Bun- 
deskanzler Kohl in einen mit dem CS 
Vorsitzenden Waigel abgestimmten Bn 
an die Führungsspitzen der drei Koali- 
tionsparteien angekündigt. 
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jfejmut Kohl: 

per demokratische Rechtsstaat 
ist nicht erpreßbar 

Verlauf der Bundespressekonferenz 
j?1" 13. 4. erklärte Bundeskanzler 

e«mut Kohl auf eine Frage nach dem 
J*Ul»gerstreik von Strafgefangenen aus 

.m *e/Torismusbereich: Lassen Sie 
lcn die Gelegenheit nutzen, eine 

grundsätzliche Bemerkung zu der 

gegenwärtigen DeDatte über den Hun" 
gerstreik terroristischer Strafgefange- 
ner zu machen. 

B h bedauere zutiefst das Vorgehen des 
d    lner Senats, namentlich des Regieren- 

en Bürgermeisters von Berlin. Ich kann 
^rnauPt nicht verstehen und finde es 
, le^st bedauerlich, daß man in einer so 

d "
wierigen Situation und das nach all 

and      anrungen> d»e wir in den letzten 
fo d   halb Jahrzehnten mit der Heraus- 

rderung durch den Terrorismus 
Bu

maCht.haben die Gemeinschaft der 
ndesländer in eine solche Lage brin- 

sen konnte. 

ware im größten Interesse unseres 
^.aates, wenn die Bundesländer, die hier 

ne besondere Verantwortung haben, 
h^

der zur Gemeinschaft fänden. Ich 
st .e beispielsweise überhaupt nicht ver- 

nen können, warum der Kompromiß- 
$t 

rscnlag, daß man die terroristischen 
rafgefangenen m den aUgeme,nen 

rafvollzug überführt, wie das in Nord- 
Fan" ~Westfa,en seit vie,en Jahren der 

'• !st, ausgerechnet von Nordrhein- 
estfalen abgelehnt wurde. 

s ,er ,n diesem Zusammenhang ist noch 
Z11" viel unverständlicher, daß da von 

^ erhandlungen,, gesprochen wird, als 
Unden sich hier Tarifparteien gegen- 

über. Adressat der von den Terroristen 
erhobenen Forderungen ist doch nicht 
irgendein Verband, sondern der demokra- 
tische, freiheitliche Rechtsstaat Bundesre- 
publik Deutschland. 
Dieser Rechtsstaat ist gegründet auf eine 
Verfassungsordnung, die den Schutz des 
Lebens, der körperlichen Unversehrtheit, 
des Privateigentums und vieler anderer 
Rechtsgüter garantiert. Und bei dem 
Hungerstreik handelt es sich schlicht um 
den Versuch, unseren freiheitlichen 
Rechtsstaat zu erpressen. 
Es soll kein Zweifel in der deutschen 
Öffentlichkeit aufkommen: Ich als der 
frei gewählte Bundeskanzler der Bundesre- 
publik Deutschland halte daran fest, daß 
dieser Staat nicht erpreßbar sein darf. Ich 
bekräftige hier eine Position, die ich in 
einer sehr schwierigen Zeit schon als 
Oppositionsvorsitzender eingenommen 
habe. Damals ging es um das Schicksal, 
ja um das Leben von persönlichen Freun- 
den. 
Ich war zweimal in meinem Leben in der 
bitteren Situation, daß mein Wort ange- 
sichts einer solchen Bedrohung ein 
besonderes Gewicht hatte und zwar nicht 
nur wegen meiner Funktion, sondern 
auch wegen meiner sehr persönlichen 
Bindung an die Opfer: bei der Entfüh- 
rung und Ermordung meines Freundes 
Hanns-Martin Schleyer. 
Ich habe aus den Erfahrungen bei der 
Entführung von Peter Lorenz dazuge- 
lernt. Damals habe ich eine Entscheidung 
mitgetragen, ja mitherbeigeführt, die ich 
dann später selbst für falsch erklären 
mußte; damals fehlten mir allerdings 
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noch die einschlägigen Erfahrungen. 
Doch wenige Tage, nachdem Peter 
Lorenz seine Freiheit wiedererlangt hatte, 
habe ich öffentlich erklärt: Ein solcher 
Vorgang darf sich nicht wiederholen. 
Und wenn jetzt diesem Staat wieder 
gedroht wird, wenn in diesen Tagen auch 
schon entsprechende Anschläge gesche- 
hen, dann kann ich nur bekräftigen: Die- 
ser demokratische Rechtsstaat ist nicht 
erpreßbar! Daß Anwälte von terroristi- 
schen Strafgefangenen, die viele Morde 
auf dem Gewissen haben, diesen Staat 
erpressen wollen mit Forderungen, wie 
sie in diesen Tagen zu hören sind, ist für 
mich inakzeptabel. 
Man kann mir wirklich nicht den Vor- 
wurf machen, daß ich für Akte der 
Humanität nicht aufgeschlossen bin: Ich 
habe als einer der ersten Ministerpräsi- 
denten eine neue Gnadenpraxis bei ver- 
urteilten Schwerstkriminellen eingeführt. 
Für mich ist die Möglichkeit, daß Gnade 
vor Recht geht, eine bedeutsame Erfah- 
rung. 
Ein gewiß unverdächtiger Zeuge, der frü- 
here Bundespräsident Gustav Heine- 
mann, hat damals meine Mainzer Gna- 
denpraxis als besonders beispielhaft 
bezeichnet. Ich bin also keineswegs 
jemand, der gegenüber solchen Verbre- 
chern keine Menschlichkeit kennt. 

An die Familien 
der Opfer denken 
Aber so, wie wir das in diesen Tagen erle- 
ben, geht es nun wirklich nicht. Wenn in 
der deutschen Öffentlichkeit jetzt zum 
Teil sogar der Eindruck erweckt wird, als 
würde hier in einer besonders unmensch- 
lichen Weise verfahren, dann kann ich 
nur sagen: Es ist für mich erstaunlich, wie 
wenig die Pressemitteilung des General- 
bundesanwaltes vom 4. April mit ihrer 
ausführlichen Schilderung der tatsächli- 
chen Haftbedingungen in der deutschen 

Öffentlichkeit zur Kenntnis genommen 
wurde. 
Wir haben doch auch eine Pflicht gegen- 
über den Familien der Opfer. Ich bin 
nicht für eine Politik der Vergeltung, icn 

habe eben von meinen Erfahrungen in 
Mainz berichtet. Aber wenn ich sehe, um 
wen es sich hier zum Teil handelt, und 
wenn ich mir vorstelle, daß das Täter 
sind, die mitgemacht haben bei der 
Ermordung von Generalbundesanwalt 
Buback, des Kraftfahrers Göbel, des 
Justizhauptwachtmeisters Wurster, des 
Bankiers Ponto, von Hanns-Martin 
Schleyer, der Polizeibeamten Brändle, 
Pieler, Ulmer, des Kraftfahrers Marcisz 
und vieler anderer, dann kann ich vor 
Verharmlosungen nur warnen. 

Die Bürger können sich 
auf uns verlassen 
Ich habe den Eindruck, es ist an der Ze>> 
daß in der deutschen Öffentlichkeit aucn 
einmal ein klares Wort gesagt wird zu 
dem, was damals geschehen ist: 
Das waren doch nicht irgendwelche 
Kavaliersdelikte. Und wenn ich nun noc 
einmal darüber nachdenke, wie die heu- 
tige Situation der Täter von damals ist - 
wenn ich sehe, daß der eine oder andere 
im Jahr 1988 680 Briefe erhielt und 437 
Briefe verschickte, daß 132 Besuchsstun- 
den zu verzeichnen waren, wenn ich die 
Ausstattung der Zellen im einzelnen sen 
— dann muß ich Ihnen schon sagen: Da 

hat doch nichts mit einer unmenschliche 
Haltung des Staates zu tun! 
Ich sage Ihnen in aller Klarheit: Eine 
Entwicklung, wie sie sich jetzt bei eimge 

Landesregierungen abzeichnet, daß näm 
lieh dieser Staat sich dem Druck beugt, 
findet mit mir nicht statt. Dies ist ein 
ganz klares und entschiedenes Wort des 
Kanzlers der Bundesrepublik Deutsch- 
land, auf das sich die Bürger verlassen 
können! 
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Hgues Heimgesetz 

Ein Weg zu mehr 
individuellem Wohnen 
je Novelle des Heimgesetzes bringt 

«en mehr als 600.000 Heimbewohnern 
"enr Rechte. Zugleich trägt die 

UchH      Ung des Hein,gesetzes deut- 
delt    ZU *>e'' den grui,dlegend gewan- 
nt      Lebenssituationen älterer Men- 

gen in Heimen gerecht zu werden, 
erhard Braun, Bundesvorsitzender 

tin ~.enioren-Union: Die neue Defini- 
S des Heimbegriffs hilft in Zukunft 
ch   Ü Menschen, die ihnen entspre- 
wirJ    Wohnfo1• zu finden. Damit 
be    mit der Neudefinition des Heim- 
ina--S 8'eichzeitig ein Weg zu mehr 

föl tldUeUem Wohl,en im Heim ver' 

di
er Heimträger ist künftig verpflichtet, 

stuJeWeilige und zudem individuelle Lei- 
ße °K      

C*en Heimbewohner zu erbrin- 
bzw. die jeweilige Leistung auch dem 

sundheitszustand des Heimbewohners 
zupassen. Damit unterliegt der Heim- 

de 8 H m Zukunft der Obhutspflicht für 
daß |?eimt)ewonner

> 
was zur Folge hat, 

he't       Heimträger bei einer Gesund- 
ne

ltsverschlechterung des Heimbewoh- 
Wäh aUCh mehr Leistun8 erbringen muß, 
b 

hrend der Heimträger bei einer Ver- 
s.serung des Gesundheitszustandes des 

de
ei"?bewohners auch dafür Sorge trägt, 

re-n Heirr»bewohner aus dem Pflegebe- 
cn in den Wohnbereich zu rehabilitie- ren. 

2uwmdividuel,e Heimvertrag wird in 
lieh Unft aUCh dem Heimbewohner deut- 
Re h*Qhr Mö8ncnkeiten geben, seine 
trä     6 wahrzunehmen, zumal der Heim- 
allf6r m Zukunft bei den Heimverträgen 
m ß

se,ne Leistungen schriftlich fixieren 

Bundesvorstand: 
SPD läßt sich 
unter Druck setzen 
Aus aktuellem Anlaß erklärt der Bun- 
desvorstand der CDU zum Verhalten 
der SPD gegenüber terroristischen 
Strafgefangenen: 

Als die SPD noch in Bonn regierte, 
konnte sie sich im Kampf gegen den 
Terrorismus immer auf die Union ver- 
lassen. Der Bundesvorstand der CDU 
fordert die SPD auf, zur früher selbst- 
verständlichen, eindeutigen Haltung 
gegenüber Terroristen zurückzukeh- 
ren, die sie jetzt aufgekündigt hat. Im 
Kampf gegen den Terrorismus müssen 
Demokraten Geschlossenheit zeigen. 

Ein Teil der SPD läßt sich durch den 
Hungerstreik terroristischer Strafge- 
fangener unter Druck setzen. Dies 
gefährdet das Rechtsbewußtsein und 
beschädigt das Ansehen des Rechts- 
staates. Der freiheitliche Rechtsstaat 
darf sich von terroristischen Gewalttä- 
tern nicht erpressen lassen. Der Bun- 
desvorstand der CDU unterstützt die 
entschiedene Linie der von CDU und 
CSU regierten Bundesländer, des Bun- 
deskanzlers und der Bundesregierung. 

In der Vergangenheit konnten etwa 25 
Prozent der Heime aus organisatorischen 
und gesundheitlichen Gründen keinen 
Heimbeirat wählen. Dies wird in Zukunft 
anders werden, da die Novellierung des 
Heimgesetzes auch einen Heimfürspre- 
cher vorsieht. Der Heimfürsprecher wird 
in Zukunft an jenen Heimen die Rechte 
der Heimbewohner wahrnehmen, wo es 
ansonsten nicht möglich war bzw. mög- 
lich ist, einen Heimbeirat zu wählen. 
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DGB soll sich eindeutig zur 
Bundeswehr bekennen 
Das Präsidium der CDU Deutschlands 
hat (in seiner Sitzung am 16. 4. 1989) fol- 
genden Beschluß gefaßt: 
Das Präsidium der CDU Deutschlands 
verurteilt auf das Schärfste die Unterstüt- 
zung des gemeinsamen Aufrufs aus der 
IG Metall und der Deutschen Friedens- 
gesellschaft — Vereinigte Kriegsdienst- 
gegner — zur Wehrdienstverweigerung 
durch die Industriegewerkschaft Medien 
und die Gewerkschaft Handel, Banken 
und Versicherungen. 
Das Präsidium fordert den DGB auf, sich. 
unmißverständlich und uneingeschränkt 
hinter den Friedensauftrag unserer Solda- 
ten in der Bundeswehr zu stellen und die 
Diffamierungskampagne in Teilen seiner 
Einzelgewerkschaften zu stoppen. 
Die Erklärungen der Gewerkschaftsver- 
treter zur „massenhaften Kriegsdienstver- 
weigerung" sind ein Schlag ins Gesicht 
unserer Soldaten, von denen Hunderttau- 
sende selbst Arbeiter sind oder aus Arbei- 
terfamilien kommen. 
Diese Gewerkschaftsvertreter mißachten 
damit eklatant das Grundgesetz, zu des- 
sen Schutz die Bundeswehr berufen ist. 
Sie untergraben eine wichtige Säule unse- 
rer Werteordnung. Die Aufrufe fördern 
die Abrüstung nicht. Im Gegenteil: Mit 
ihren Erklärungen fallen die Vertreter des 
DGB der Bundesregierung bei ihren 
intensiven Abrüstungsverhandlungen in 
den Rücken. Sie verraten ihre eigene 
Gewerkschaftstradition, für Frieden und 
Menschenrechte weltweit zu kämpfen. 
Die Soldaten der Bundeswehr schützen 
mit ihrem verantwortungsvollen Dienst 
die Werte unserer Verfassung, den frei- 
heitlichen Rechtsstaat und unsere demo- 
kratische Lebensform. Zu ihr gehören 

nicht zuletzt Meinungsfreiheit, Gewis- 
sens- und Koalitionsfreiheit und damit 
auch die Grundlage für gewerkschaftli- 
che Existenz und gewerkschaftliches 
Handeln. 
Die NATO und die Soldaten der Bundes- 
wehr haben uns in der Bundesrepublik 
Deutschland 40 Jahre lang Frieden und 
Freiheit bewahrt. Sie haben damit nicht 
nur die längste Friedensperiode der neue- 
ren deutschen Geschichte möglich 
gemacht, sondern auch einen Zeitraurn, 
in dem die deutschen Arbeitnehmer ein 
nie gekanntes Maß an Wohlstand, sozia- 
ler Sicherheit und Mitwirkungsrechten 
erlangt haben. Unsere Soldaten schützen 
mit ihrem Dienst auch das Gewissens- 
recht auf Wehrdienstverweigerung. 

Das CDU-Präsidium erwartet vom DGB 
ein uneingeschränktes Ja zum Verteidi- 
gungsauftrag der Bundeswehr. Es fordert 
den DGB auf, dafür zu sorgen, daß auch 
innerhalb seiner Einzelgewerkschaften 
der Konsens über die Grundlagen des 
freiheitlich-demokratischen Rechtsstaates 
wiederhergestellt wird. 

Schüler Union wählt neuen 
Bundessprecher 

Am Sonntag wurde auf einer Sitzung 
des Bundeskoordinationsausschusses 
der Schüler Union (SU) Harald Cröß- 
mann zum Bundessprecher seiner 
Organisation gewählt. Der 22jährige 
Berufsschüler aus Duisburg tritt dam' 
die Nachfolge des bisherigen Bundes- 
sprechers Johannes Kram an. 
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Dokumentation zur Umweltpolitik 
jro nächsten UiD werden wir den von einer Kommission unter Leitung von 
J*undesminister Klaus Töpfer erarbeiteten „Diskussionsentwurf zur 
~'yweltpolitik unter besonderer Berücksichtigung der Europapolitik" ver- 
°"entlichen. Damit soll den Parteigliederungen genügend Zeit gegeben 
Werden, sich ausführlich mit der Thematik zu befassen. Der Diskussions- 
entwurf hat dem Bundesvorstand vorgelegen. Der Bundesvorstand hat eine 
Kommission beauftragt, den Entwurf zu straffen und als Antrag für den 
»feiner Bundesparteitag im September dieses Jahres vorzubereiten. Auch 
d'ese Leitthesen werden wir zum gegebenen Zeitpunkt im UiD 
^öffentlichen. 
bekanntlich soll in Bremen ein Manifest zur Umwelt- und Energiepolitik 
er CDU verabschiedet werden. 

^Bt Hessen geht es 
Jfeder aufwärts 
ei

le hessische CDU/FDP-Regierung hat 
P e_ Positive Bilanz ihrer ersten zwei 

gierungsjahre gezogen. Ministerpräsi- 
dent" allmann (CDU) und sein Stellver- 
^/er Gerhardt (FDP) bezeichneten in 

lesbaden die Zusammenarbeit der 

lieh" tl0nSpartner nicht nur als »ver,äß" 
^ n » sondern auch als „erfolgreich". Mit 
^ ^sen »geht es wieder aufwärts", sagte 

win      nn" Das Land ,iege mit seiner 

'"-schaftlichen Entwicklung an der 
sf     • Hessen liege mit einer Arbeitslo- 

BuqH°te V°n 6'3 Prozent weit unter dem 

^ ndesdurchschnitt und gemeinsam mit 
yern nach Baden-Württemberg an 
eiter Stelle aller Bundesländer. 
ch Wallmanns Auffassung könne sich 

ru
e Hal°zeitbilanz der hessischen Regie- 
n8^auf vielen Gebieten „sehen lassen". 

Und p0alitionsvereinbarung von CDU 

erf" u ?P Sei "zu einem beachtlichen Teil 

ArK •    Auf8rund der erfolgreichen 
wah?1 Sehe die Koa,ition der Landtags" 
^     '991 „zuversichtlich" entgegen. 

allmann warnte allerdings vor „Selbst- 
8erechtigkeit". Aus dem Ergebnis der 

Kommunalwahl im März zog er den 
Schluß, daß die Regierungsparteien „viel 
mehr den Dialog mit den Bürgern 
suchen" müßten und sich darum bemü- 
hen sollten, das Vertrauen in den Staat 
und in die Politiker zu stärken. 

Künftig keine 
Sonderregelung 
Asylbewerber aus dem Ostblock sind in 
Zukunft nach einer rechtskräftigen 
Ablehnung ihres Asylverfahrens grund- 
sätzlich zur Rückkehr in ihr Heimatland 
verpflichtet. Diesen Beschluß faßte die 
Innenministerkonferenz in Köln. Sie hat 
damit bisher geltende Sonderregelungen 
aufgehoben. Damit werden Asylbewerber 
aus dem Ostblock künftig wie alle ande- 
ren Asylbewerber auch behandelt. „Falls 
im Einzelfall Abschiebungshindernisse 
bestehen, sind diese im Rahmen der Ein- 
zelfallprüfung — unter Hinzuziehung der 
aktuellen Lageberichte des Auswärtigen 
Amtes — zu berücksichtigen", sagte der 
baden-württembergische Innenminister 
Schlee (CDU). Damit sei sichergestellt, 
daß niemand in einen Ostblockstaat 
abgeschoben werde, wenn ihm dort 
Gefahren für Leib oder Leben drohten. 



Seite 12 •  UiD 13/1989 EXIL-CDU 

Nicht mit der Teilung Deutschlands 
abfinden 
Die Wiedervereinigung Deutschlands 
sei durch die Reformpolitik Gorba- 
tschows und das Abflachen des Ost- 
West-Gegensatzes wieder „in den 
Bereich des Möglichen gerückt." Dies 
erfordere eine veränderte Deutsch- 
landpolitik der Bundesregierung, die 
nicht mehr auf die Linderung der Tei- 
lungsfolgen, sondern auf die Wieder- 
erlangung der staatlichen Einheit zie- 
len müsse. Diese Auffassung vertrat 
der Vorsitzende tier Exil-CDU, Dübel, 
am 14. 4. 1989 vor den Delegierten des 
20. Parteitages seiner Organisation in 
Duderstadt. 

Die Frage der Wiedervereinigung müsse 
jetzt gegenüber Gorbatschow angespro- 
chen werden, sagte Dübel. Entscheidend 
sei bei Gorbatschows Besuch in Bonn das 
Bestehen auf der Verwirklichung des 
Selbstbestimmungsrechtes und die Fest- 
stellung, daß die Sowjetunion nicht nur 
als Siegermacht die Verpflichtung habe, 
an der Wiedervereinigung aktiv mitzuwir- 
ken, „sondern daß das auch in ihrem 
politischen Interesse liegt." Von der 
DDR verlange man das Einleiten demo- 
kratischer Reformen, so wie es in anderen 
sozialistischen Staaten längst geschehen 
sei. Einer Wiedervereinigung unter deut- 
scher Neutralität müsse man „widerste- 
hen", sagte Dübel. 

Reform kräfte 
in der DDR stärken 
Dübel stellte weiter fest: „Unsere Auf- 
gabe muß es sein, sich darüber Gedanken 
zu machen, wie die Wiedervereinigung 
ermöglicht, entworfen und politisch 
umgesetzt werden kann." 

Die Exil-CDU wolle, daß nun, da die 
politischen Reformen auch vor der Tür 
der DDR stünden, die Menschen in der 
DDR blieben, weil sie dort gebraucht 
würden. „Kein junger Deutscher sollte 

sich 
der mehr fliehen", sagte Dübel. Er setze 

für eine Stärkung der Reformkräfte in 
DDR ein, insbesondere durch Kontakte 
zu den Mitgliedern der CDU der DDR- 

Gegen Gewalt an der Mauer 
Bundestagspräsidentin Süssmuth un ... 
Bundesministerin Wilms setzten sich tu 

eine Fortetzung des deutsch-deutsche 
Dialogs ein. Rita Süssmuth äußerte die 
Überzeugung, daß sich auch die DD^ 
den demokratischen Prozessen in Ost- 
europa nicht entziehen könne, „es sei 
denn, mit extremer Gewalt." Die bunde 
deutsche Politik der Öffnung gegenübef 

dem Osten, zu der auch die Gewährung 
von Krediten gehöre, führe offenbar 
nicht, wie von Kritikern behauptet, zu 

einer Stabilisierung des östlichen 
Systems, sondern zu menschlichen 
Erleichterungen und zu einer Stärku e 
von Freiheit und Demokratie. Eines 
größten Hindernisse im deutsch-deu 
sehen Dialog ist nach Ansicht der Bu 
destagspräsidentin nach wie vor die 
Gewalt an der Mauer. Bundesministe 
Dorothee Wilms versprach, Bonn wer 
die DDR immer wieder gezielt auf di    . 
Verletzung von Menschenrechten n.in- 
sen. Bei der Aushandlung menschlich 
Erleichterungen habe die christlich"** 
rale Bundesregierung in den letzten       e 

ren umfassende Erfolge erzielt. '^ 
bereits jeder zehnte erwachsene DU   ^e 
Bewohner unterhalb des Rentenalters 
Bundesrepublik besuchen dürfen. 
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Entschließung zur 
Deutschland- und Ostpolitik 
Jr.25 Parteitag der Exil-CDU hat 
fni        15- APril 1989 in Duderstadt 
ü|8ende Entschließung gefaßt: 

den ^xil"CDlJ begrüßt den bevorstehen- 
Besuch des Generalsekretärs der 

ü   mmunistischen Partei der Sowjet- 
kan0?' Michail Gorbatschow, bei Bundes- 
Zeit er He,mut Kohl- Er findet zu einem 

Sov Un^ Statt' an dem sowohl in der 

Päi J?      0n a's auch in einigen osteuro- 
für

SC      Staa*en erste konkrete Ansätze 
ervfme demokratische Entwicklung zu 
erkennen sind. 

AußneUe sowJetische Führung hat die 
dere

e?.po,itik ihrer Vorgänger, insbeson- 
Hoch « Stanns und Breschnews, als 
•itik  h StUngs" und offensive Konfliktpo- 
kriti ° 

arakterisiert und nachdrücklich 
^olitW** Zentraler Bestandteil dieser 
Spalt   War die von Stalin vollzogene 
{*ne d     Deutschlands. Unter Mißach- 
demnvr Potsdamer Beschlüsse, die eine 
Deut   ,atlsche Entwicklung für ganz 
schen

S(jrand vorsahen, hat er der sowjeti- 
stem    ^Satzungszone sein Unrechtssy- 
scher^      Wungen' ein Svstem politi- 
SowiPr

errSChaft' das die KPdSU in der 

JetUnion umgestalten will 
Di 

umgestalten will. 

antwo!! ^acnte tragen nach wie vor Ver- 
land al U^8 fÜr die Fra8en> die Deutsch- 
WortUn

S v nzes betreffen- Dieser Verant- 
dadUro? ann sich die Sowjetunion nicht 
ränitat ^ entziehen, daß sie auf die Souve- 
D.atder DDR verweist. 

DDR     f
CDU fordert die Regierung der 

tische RUundlich den Bürgern demokra- 
dadurch   -e ZU gewähren. Sie kann 
Ost-ty    einen Beitrag dazu leisten, den 
len E 

est"Gegensatz, der in anderen Tei- 
ropas weitgehend abgebaut wurde, 

zum Beispiel zwischen Österreich und 
Ungarn, auch in Deutschland zu min- 
dern. Die DDR hat es in der Hand, durch 
solche Maßnahmen den Frieden in der 
Welt sicherer zu machen und dafür zu 
sorgen, daß die Menschen in ihrer Hei- 
mat bleiben, so daß Mauer, Stacheldraht 
und Schießbefehl verschwinden, die 
selbst die Sowjetunion als anachroni- 
stisch ansieht. 
Bundeskanzler Helmut Kohl gebührt 
Dank, daß er das Selbstbestimmungs- 
recht des deutschen Volkes bei seinem 
Besuch in Moskau nachdrücklich vertre- 
ten und sich damit auch der Sorgen der 
mitteldeutschen Bevölkerung angenom- 
men hat. Wir richten an ihn die drin- 
gende Bitte, diese Politik unbeirrt fortzu- 
führen. Eine Aufarbeitung der negativen 
Folgen der Stalinschen Außenpolitik ist 
eine wesentliche Voraussetzung für eine 
friedliche und demokratische Entwick- 
lung in Europa. 

Bischöfe rufen zur 
Europawahl auf 
Die katholischen Bischöfe in den zwölf 
EG-Ländern haben zur Teilnahme an der 
Europawahl am 18. Juni aufgerufen. „Es 
steht bei diesen Wahlen viel auf dem 
Spiel, besonders im Blick auf den für 
1993 geplanten europäischen Binnen- 
markt", heißt es in einer Erklärung der 
Kommission der Bischofskonferenzen 
der EG (Comece). Jeder einzelne sei auf- 
gerufen, seine Wertvorstellungen, auf 
denen er die Gemeinschaft aufgebaut 
sehen möchte, mit seiner Stimmabgabe 
zum Ausdruck zu bringen. 
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Genug diskutiert, jetzt die 
Konsequenzen ziehen 
„Wir haben genug diskutiert, die Feh- 
ler sind erkannt, jetzt müssen die Kon- 
sequenzen gezogen werden." Mit die- 
sen Worten appellierte der Bremer 
CDU-Landeschef und Bundestagsab- 
geordnete Bernd Neumann an die rund 
250 Delegierten des ordentlichen Lan- 
desparteitages der Bremer CDU am 
vergangenen Wochenende, nach vorn 
zu schauen und die Positionen der 
CDU kämpferisch und geschlossen zu 
vertreten. 

Bernd Neumann sprach sich eindeutig 
dagegen aus, Entscheidungen zurückzu- 
nehmen, nur weil sie unpopulär seien. 
Dies verschreckte die Wähler eher und 
sei unglaubwürdig. Wo jedoch Fehler 
gemacht worden oder neue Fakten ent- 
standen seien, müsse dies zugegeben und 
korrigiert werden. Bernd Neumann 
nannte hier als Beispiele die Quellen- 
steuer und die Wehrdienstverlängerung. 
Zur Wehrdienstverlängerung verabschie- 
dete der Parteitag dann auch einen ent- 
sprechenden Antrag. 
Um die nächste Bundestagswahl zu 
gewinnen, sei es erforderlich, daß sich die 
Union nicht mehr nur mit sich selbst 
beschäftige, sondern ab sofort mit dem 
politischen Gegner. 

Eindeutig unterstützten die Delegierten 
in einem Antrag die Haltung der Bundes- 
regierung und der christdemokratischen 
Landesjustizminister, „dem erpresseri- 
schen Druck der rechtskräftig verurteilten 
RAF-Terroristen auf Zusammenlegung 
nicht nachzugeben". 
Einstimmig wurde ein vom Landesvor- 
stand vorgelegter Leitantrag zur Auslän- 
der-, Aussiedler- und Asylpolitik verab- 
schiedet, der eine klare Abgrenzung nach 

links und rechts vornimmt. Tenor der 
Aussagen: deutsche Aussiedler aufneh- 
men, lange in der Bundesrepublik 
Deutschland lebende Ausländer integrie' 
ren, den weiteren Zuzug von Ausländern 
im Interesse eines friedlichen Zusammen' 
lebens von Ausländern und Deutschen 
begrenzen, den Mißbrauch des Asyl- 
rechts beenden sowie eine deutliche 
Absage an ein kommunales Ausländer- 
wahlrecht, auch im Rahmen der EG. 
Letzteres könne erst eingeführt werden, 
wenn wesentliche Fortschritte auf dem 
Weg zur politischen Union erreicht und 
eine europäische Verfassung verabschie* 
det worden seien. 
Im Hinblick auf die bevorstehende 
Europawahl befaßte sich der Parteitag 
darüber hinaus schwerpunktmäßig mit 
der Europapolitik. Unter Beteiligung von 
Experten aus der Wirtschaft, den . 
Gewerkschaften, dem Sozialwesen sowie 
aus den Bereichen Kultur und Bildung 
diskutierte man in zwei Foren, welche 
Chancen sich für das Land Bremen durch 
den Binnenmarkt '92 ergeben und wie die 
bremische Politik sich darauf vorbereiten 
muß. 
Stürmischen Applaus erhielt der Vorsit- 
zende der CDU/CSU-Bundestagsfrak- 
tion, Alfred Dregger, der sich zum 
Abschluß des Parteitages in einer sowohl 
analytischen wie auch visionären Rede 
für „ein geeintes Deutschland in einem 
vereinten Europa" stark machte. Erst die 
politische Union gebe Europa eine hör- 
bare Stimme, die über den Atlantik und 
in den Kreml dringe. Eine solche Union 
würde es auch den freien Staaten Euro- 
pas ermöglichen, eine gemeinsame euro- 
päische Ostpolitik mit dem Ziel zu betrei- 
ben, die Teilung Europas zu überwinden- 



CDU 
5300 Bonn 1, Konrad-Adenauer-Haus, Telefon (02 28) 544-0, Fernschreiber 8 86 804 

DER BUNDESSCHATZMEISTER 

Llebe Mitglieder der CDU, 

I s Scr,atzmeister der Christlich Demokratischen Union Deutschlands möchte ich mich mit diesen Zei- 
n Persönlich an Sie wenden. Sie alle wissen: 

Regierung Helmut Kohl hat unser Land in den vergangenen Jahren gut regiert. Diese gute Politik für 
ser Land wird bei den Wählern jedoch nur dann auf Dauer mehrheitsfähig bleiben, wenn wir als CDU- 

Mlt9'ieder alle dazu beitragen, 

- durch Gespräche mit unseren Nachbarn und Freunden 
- durch aktiven Einsatz bei Aktionen unserer CDU vor Ort 
- durch die finanzielle Unterstützung der Arbeit unserer Partei. 

et>e Mitglieder, Ihre Mitgliedsbeiträge und Spenden sind unersetzliche Finanzquellen für die Arbeit 
er CDU. Durch sie unterstützen Sie tatkräftig die Politik der Union in unserem Land! 

wissen Sie eigentlich, daß Sie für jede Mark, die Sie der CDU als Mitgliedsbeitrag zur Verfügung stellen, 
I innige vom Finanzamt zurückerhalten? Auch für Ihre persönliche Spende gilt das Gleiche. Über- 

9en Sie deshalb bitte einmal, ob die Höhe Ihres Mitgliedsbeitrages heute noch so aktuell ist wie bei 
_rern Eintritt in die CDU, oder ob Sie nicht noch mehr für den dauerhaften Erfolg der CDU tun können 

Ur>d das sogar mit Unterstützung des Finanzamtes! 

Ie CDU-Bundesgeschäftsstelle hat ein Informationsblatt für Sie vorbereitet, das Sie mit dem untenste- 
nden Coupon bestellen können. Das Infoblatt gibt Ihnen Auskunft darüber, wie der Staat Ihnen das 

ahlen Ihres Mitgliedsbeitrages oder Ihrer Spende leichter macht. 

'ch hoffe, daß auch Sie sich entscheiden können, die CDU noch stärker zu unterstützen, 

Waltfier Leisler Kiep 

COUPON 

*»3y   ich möchte wissen, wie der Staat mir hilft, die Arbeit der CDU zu unterstützen! 

O     Schicken Sie mir bitte Informationen: „Steuerliche Möglichkeiten beim 
Mitgliedsbeitrag, persönlichen Spenden, Firmenspenden" 

Name  An die 
Straßp CDU-Bundesgeschäftsstelle 
  Büro Bundesschatzmeister 

Ort ^  Konrad-Adenauer-Haus • 5300 Bonn 1 
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Materialien für Ihren 
Europa-Wahlkampf 

Damit die Verbände der CDU 
für den Europa-Wahlkampf 
auch argumentativ gut gerüstet 
sind, hat die Bundesgeschäfts- 
stelle drei neue nebenstehend 
abgebildete Broschüren her- 
ausgegeben, die deutsche 
Interessen und die Position der 
CDU verdeutlichen. Es sind 
unentbehrliche Helfer im 
Wahlkampf. 

Bestellungen an: 

IS Versandzentrum 
Postfach 13 28 
4804 Versmold 

L 

Europa- 
Wahlkampftelefon 
Ab sofort ist in der Bundes- 
geschäftsstelle wieder das 
bewährte Wahlkampftelefon 
eingerichtet. An ihm erhal- 
ten Sie Auskunft zu allen 
Fragen über die Europa- 
Wahl! 

Wir setzten deutsche Interessen im 
Binnenmarkt durch 
Bestell-Nr.: 5147 
Mindestabnahme: 25 Expl. 
Preis je Mindestabnahme: 22,50 DM 
zuzügl. MwSt. 

Das Telefon ist besetzt während 
der normalen Dienstzeiten: 

Mo.-Do. 8.15 Uhr-17.15 Uhr 
Fr. 8.15 Uhr-15.00 Uhr 

Telefon Nr. (0228) 544-338 
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Deutschlands Zukunft heißt Europa 

Wir setzen deutsche 
Maßstäbe im Umwelt- 
schutz durch 

CDU 

w 
schl?et?en deutsche Maßstäbe im Umwelt- 

uu« durch 

pre-  estabnahme:25Expl. 
zu?.-. J,e.Mindestabnahme: 22,50 DM u*ugl. MwSt. 

STICHWORT 
Europäische Freihandelszone 
*urdUri°QPäische Freihandelszone (EFTA) 
det d   A    

VO" sieben Ländern gegrün- 
mp'i     ider EuroPäischen Wirtschaftsge- 
GroRh •     (EWG) nicht beitreten wollten: 
Da»      annie"' Schweden, Norwegen, 
tuzaimiank' Schweiz- Österreich undPor- 
landJ       ist Island und 1986 & Finn- 
ten %erEfTAals Vollmitglied beigetre- 
Dä„0 Urch den Beitritt Großbritanniens, 
8ahnar,ks (L Januar '973) und Portu- 
EFTA'     

mar 1986) zur EG verlor die 
an Bed"""-» Zwischen der EG 

Deutschlands 
Zukunft 
heißt Europa 

CDU 

Deutschlands Zukunft heißt Europa 

Bestell-Nr.: 5146 
Mindestabnahme: 25 Expl. 
Preis je Mindestabnahme: 22,50 DM 
zuzügl. MwSt. 

und der EFTA besteht ein Freihandelsab- 
kommen. 
Im Unterschied zur EG beschränkt sich 
die EFTA als Freihandelszone auf den 
Abbau aller Zölle und Handelsbeschrän- 
kungen im Handelsverkehr untereinander. 
Sie wendet keine gemeinsamen Zolltarife 
im Handel mit Drittländern an. Der Auf- 
bau einer gemeinsamen Wirtschaftsunion 
ist nicht vorgesehen. Mit der Verwirkli- 
chung des Binnenmarktes 1992 wird die 
EG für die einzelnen EFTA-Mitglieder 
noch attraktiver. So streben Österreich, 
die Schweiz, Norwegen und Finnland 
engere Beziehungen zur Gemeinschaft, 
eventuell sogar einen EG-Beitritt an. 
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^^ | Prospekt Brief wab* 

Briefwähler 
stimmen für die CDU 
Über 50 Prozent aller Briefwähler haben bei 
den vergangenen Europawahlen ihre Stimme 
der CDU gegeben. Auch diesmal gilt deshalb: 
Briefwahlstimmen sind eine große Chance für 
die CDU! 

Gezielt verteilen 
Wichtig ist, daß wir CDU-Wähler mobilisieren. 
Damit es keine zu großen Streuverluste gibt, 
empfehlen wir Ihnen, den Briefwahlprospekt 
gezielt zu verteilen. Hier einige Tips: 
• Suchen Sie sich aufgrund der letzten Wahl- 
ergebnisse die Stimmbezirke mit einem über- 

Ohne CDU kein starkes 
Deutschland in Europa 
Deutsche Interessen zu schützen, deutsche Maßstäbe 
Deutschland stark zu machen für den Binnenmarkt - darum 
bei Ihrer Wahlentscheidung für das Europäische Parlament 
Keine Angst vor Europa, denn Europa lohnt sich für uns H 
dies kann nur eine starke CDU garantieren: 

/. Europa sichert uns Frieden und Freinß 

2. Der Binnenmarkt schafft Wachstum, 
Wohlstand, Arbeitsplätze 

3. Europäische Forschung und Technolofl 
sichern uns Wettbewerbsfähigkeit 

4. Saubere Umwelt gibt es nur gemeinsarn 
in Europa - deutscher Maßstab mußni 

führend werden 

5. Europa bietet neue Chancen für Kunst 
und Kultur 

Nutzen Sie deshalb die Briefwahl für Ihre Zukunft und die lh* 
Kinder, wenn Sie am 18. Juni nicht in Ihr Wahllokal gehen W 
Fordern Sie die Briefwahlunterlagen bei Ihrem Wahlamt an. 

durchschnittlich hohen CDU-Anteil heraus. 
Dort muß der Briefwahlprospekt in jeden 
Briefkasten! 
• Zielgruppe: Menschen, für die der Gang zur 

Wahl beschwerlich ist. Gerade für viele ältere 
Menschen ist die Briefwahl eine große Hilft- 
Sorgen Sie deshalb bitte dafür, daß unser 
Briefwahlprospekt überall dort hinkommt, W 
viele ältere Menschen zusammen sind (z. B. 
Altenclubs, Altenheime etc.). 
• Die eigenen Mitglieder. Denn die wissen am 
besten, wer in der Nachbarschaft verreisen 
will, krank ist oder gerne briefwählen möchte- 
Sie werden für Ihren Bereich sicher genauer 
wissen, wo Sie besonders viele CDU-Wähler 
erreichen, deren Stimmen nicht verlorengehen 
dürfen. 
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Europa'89 mit Bestellkarte 
und Briefumschlag 

Briefwählen - 
9anz leicht gemacht! 
kflenügt wenn Sie den Antrag 

Wichtig: 
J^A» Antrag für einen 
anderen stellt oder die 
"jefwahlunterlagenfür 
""elenderen abholt. 
m"Z durch Vorlage einer 
lachen Vollmacht 
"Reisen, daß er dazu 
berechtigtet 

für Briefwahlunterlagen sorgfältig 
ausfüllen, unterschreiben, abtren- 
nen, in den anhängenden Umschlag 
stecken, diesen bitte verschließen 
und an Ihre zuständige Gemeinde-/ 
Stadtverwaltung schicken. Wenn 
Sie einen wichtigen Grund angeben 
können (z.B. Urlaub. Beruf, 
Krankheit Umzug oder hohes 
After), erhalten Sie die Briefwahl- 
unterlagen daraufhin zugesandt 

I» MtaMtath. 
f*WfaJI'^ ,«'*"Mtt.lltl,l ,„„ M/iUsctlmll mrt dm BriilwMmUrlim Kr tit WM* 

"•"•»•«.«id.» 

* SBSflHHS 3 •ali-cht. Sä Ich SU •*•' W UnKrt.^ mSSSSt 

3 •*• » MIM •*• AocMl paMH MrtM 
Q nta n nict ii kfeaii tonka tnOkki tmkt 

0 "•*• Ippi idinMkli« WbucM) •»•** 

GLEICHheute: 
den ausgefüllten und unterschriebenen Brief- 

wahlintrig in anhängendem Umschlag ver- 

schicken. Bitte frankieren Sie den Umschlag 

mit DM 1,- und tragen Sie die Anschrift Ihrer 

6emeinde-/Stadtverwaltung ein!!! 

I , 1 
in i 

LJlLJ 

Antrag Briefumschlag 

ßer Briefwahlprospekt enthält alles, 
as zur Beantragung der Unterlagen 

"Jotig ist, sogar den Briefumschlag, 
jyurag ausfüllen und in den 
Umschlag stecken, der Umschlag ist 

Leichter geht's nicht 
mfach nur noch abzutrennen und zu 

'Erschließen. Briefmarke drauf und 
^schicken. Leichter geht's nicht 
*Jlenr- Das ist unser Super-Service für 
dle Wähler. 

Übrigens: Die Bundesgeschäftsstelle weist in 
allen zentralen Werbemaßnahmen verstärkt 
auf die Briefwahl hin. 
Bestell-Nr.: 2149 
Mindestabnahme: 500 Exemplare 
Preis pro Mindestabnahme: 45,— DM 
Achtung! Sonderausgaben für Saarland 
und Rheinland-Pfalz, 
mit Hinweis auf die Kommunalwahl: 
Bestell-Nr.: 2155 

Bestellungen an: 
IS-Versandzentrum 
Postfach 1328 
4804 Versmold 
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UNION BETRIEBS GMBH 
POSTFACH 2449 
5300 BONN 1 

LIEBEN KIND: 
UNDER SWO LEBEN. 

XINDER SWO ENTWrOUUNe. 
I»0€» SIND REICHTUM. 

HERAU5JORDERUN«. 
STEILEN UNS M FRAGE. 

X1NDIR GEHÖREN ZU 0€M RESTEN. 
WAS WIR HASEN. 

KW DER 5WD ZUKUNFT. 
Di« CDU IM AimraM dar »anWftan und Kindar. Sari dar M*W**" 
üc.inanma wurdaw antKhaldandi Sttirltw zum Abb— •> 

1QQA. H MWriidlli|lllilt:Errl«hunoig«ld.Iro«'M*y' 
1SÖO. I«*. Erhöhung da« Kindera7b«r»ga.. «I•»*'- 

1988: rsaK-Z^52SiSX^'^5 
SBäSStf 

1*L 
UND JETZT: 

untar 10 lahran und bai Famlilan mh »flagabadürrtio«'' **"^ 
fur «Ina HMfa bi> zu 12 000 Mark bai dar Stauar anarliar»«- 

Wir wollen eine kinderfreundlic"6 

Gesellschaft Wir lieben Kinder. 

CDU 

Dies ist die neueste Wandzeitung der CDU- Bundesgeschäftsstelle für Ihren Schaukasten. 
Wenn Sie in den Verteiler für Wandzeitungen aufgenommen werden möchten, wenden 
Sie sich bitte an Ihre Kreisgeschäftsstelle, die Ihre Angaben an die Bundesgeschäftsstelle 
weiterleiten wird. 

UNION IN DEUTSCHLAND — Informationsdienst de 
Christlich Demokratischen Union Deutschland ; 
Für den Inhalt verantwortlich: Axel König, Redaklono 
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fon (02 28) 23 40 91. Vertrieb: Telefon (02 <&> 
544-421. Verlagsleltung: Dr. Uwe Lüthje. Bankver 
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(BLZ 370 100 50). Abonnementspreis jährlich 48.-- 
DM. Einzelpreis 1,20 DM. Herstellung: WA, Vereinige 
Verlagsanstalten GmbH, Düsseldorf. 
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